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Kommunenmüssen Kredite
nicht ausschreiben

Städte und Gemeinden nutzen
Kredite von Banken und Finanz-
instituten, um ihre vielfältigen
Aufgaben zu finanzieren. Öffent-
liche Auftraggeber sind jedoch
nicht verpflichtet, Kredite und
Darlehen im Wettbewerb förm-
lich auszuschreiben. Denn das
Vergaberecht sieht dafür eine be-
sondere Ausnahme vor.

NÜRNBERG. Wenn ein öffentlicher
Auftraggeber einen Kredit oder ein
Darlehen aufnimmt, liegt ein entgelt-
licher Auftrag vor, da für den Vertrag
Zinsen zu zahlen sind. Allerdings sind
Verträge über Kredite und Darlehen
laut Paragraf 116 Absatz 1 Nummer 5
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB) von der Aus-
schreibungspflicht ausgenommen.
DieseRegelung setzt dasEU-Vergabe-
recht um.

EU nimmt Darlehen oder Kredite
vom EU-Vergaberecht aus

Früher war unklar, ob die bestehen-
de Ausnahme für die Ausgabe von
Wertpapieren oder anderen Finanz-
instrumenten auch Kredit- und Dar-
lehensverträge umfasste. Gemäß Er-
wägungsgrund 26 der europäischen
Vergaberichtlinie sollte daher klarge-
stellt werden, dass Darlehen oder
Kredite vom Anwendungsbereich des
EU-Vergaberechts ausgenommen
sind. Ursprünglich plante die EU-
Kommission sogar, Kredite und Dar-
lehendemVergaberecht zuunterwer-
fen, um zu verhindern, dass solche
Verträge leichtfertig abgeschlossen
werden. Die kommunalen Spitzen-
verbände wandten sich jedoch in
einer Stellungnahme vom 1. Dezem-
ber 2012 dagegen. Sie argumentier-
ten, dass Städte und Gemeinden Dar-

lehen und Kredite ohnehin in Form
eines auktionsähnlichen Verfahrens
ausschreiben würden: Banken und
Finanzinstitute würden aufgefordert,
ihre Konditionen für einen klar defi-
nierten Kredit an einem bestimmten
Tag und zu einer bestimmten Uhr-
zeit bei der Kommune einzureichen.
Daher sahen sie keine Notwendig-
keit für die Ausweitung des europäi-
schen Vergaberechts.

Die EU-Kommission konnte die
vorgeschlagene Ausschreibungs-
pflicht für Darlehen im Rechtset-
zungsprozess der europäischen Ver-

gaberichtlinie wegen solcher politi-
schen Widerstände somit nicht
durchsetzen.

Auch ein vergaberechtliches
Auswahlverfahren kommt infrage

Die oft gegen eine Vergabepflicht an-
geführten Argumente der Haushalts-
grundsätzeder Sparsamkeit undWirt-
schaftlichkeit, der volatilen Kapital-
märkte, das Erfordernis kurzer Fris-
ten und eines Vertrauensverhältnis-
ses zu Kapitalgebern sprechen grund-
sätzlich nicht gegen ein vergaberecht-

liches Auswahlverfahren, gerade weil
der Markt für Geldkredite und Darle-
hen mit einer Vielzahl unterschiedli-
cher Banken, Sparkassen und Kredit-
institute sehr wettbewerbsorientiert
ist.

Die Ausnahmevorschrift klärt
nicht genau, was unter einem Darle-
hen und einem Kredit zu verstehen
ist.DerBegriff „Kredit“wird indenEr-
wägungsgründen und im französi-
schen Normtext („prets“) erwähnt,
während in der englischen Wortfas-
sung nur von Darlehen („loan“) die
Rede ist. Es scheint jedoch keine be-

absichtigte inhaltliche Unterschei-
dung der Begriffe zu geben. Auch im
allgemeinen Sprachgebrauch wer-
den Darlehen und Kredite praktisch
gleichbedeutend verwendet. Der
Normtext ist insoweit recht weit ge-
fasst, da keine weiteren Bedingun-
gen oder Anforderungen für den Aus-
schluss festgelegt sind. Alle Darlehen
werdenerfasst, unabhängigdavon, ob
sie mit der Ausgabe, dem Verkauf,
dem Kauf oder der Übertragung von
Wertpapieren oder anderen Finanz-
instrumenten zusammenhängen.

Unklarheit über andere
Finanzierungen

GemäßParagraf 488Absatz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs verpflichtet
sich der Darlehensgeber, dem Darle-
hensnehmer einen vereinbarten
Geldbetrag zur Verfügung zu stellen.
Der Darlehensnehmer muss Zinsen
zahlen und das Darlehen zum verein-
barten Zeitpunkt zurückzahlen. Un-
klar ist aber, ob andere Arten der Ka-
pitalbeschaffung, wie Forderungsver-
käufe, auch von der Bereichsausnah-
me erfasst werden.

Eine weitere Ausnahme vom Ver-
gaberecht findet sich in Paragraf 116
Absatz 1 Nummer 4 GWB für finan-
zielle Dienstleistungen im Zusam-
menhang mit dem Ankauf von Wert-
papieren oder anderen Finanzie-
rungsinstrumenten. Jedoch fallen
vorbereitende Tätigkeiten wie die
Entwicklung von Vermarktungsstra-
tegien oder Beratungsdienstleistun-
gen für Wertpapieremissionen nicht
unter die zuletzt genannte Ausnah-
mevorschrift.

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht , Par tner
Rödl & Par tner , Nürnberg.
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Expertenbeitrag:
Kommunalfinanzen

Gesetz regelt Ausnahme

Für den Abschluss von Kredit- oder
Darlehensverträgen unterhalb der EU-
Schwellenwerte ist ein förmliches Ver-
gabeverfahren nicht nötig. Dies ist in
der Vorschrift des Paragrafen 1 Absatz
2 der Unterschwellenvergabeordnung
(UVgO) geregelt, die auf die Ausnah-
mevorschrift nach Paragraf 116 Absatz
1 Nummer 5 Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) ver-
weist. Danach sind die einschlägigen
Paragrafen des GWB nicht auf die Ver-
gabe von öffentlichen Aufträgen an-
zuwenden, wenn diese Kredite und
Darlehen zum Gegenstand haben.

Bund erhöht
Wertgrenzen für
Direktaufträge
BERLIN. Das Bundeskabinett hat am
11. Dezember 2024 die Wertgrenzen
für Direktaufträge im Unterschwel-
lenbereich erhöht und für Bauaufträ-
ge verlängert. Dies ist in den „Abwei-
chenden Verwaltungsvorschriften zur
Vereinfachung der Vergabe von nied-
rigvolumigen öffentlichen Aufträgen
im Unterschwellenbereich“ geregelt.

Danach wird die Wertgrenze für
Direktaufträge für Vergabestellen des
Bundes für die Vergabe von Liefer-
und Dienstleistungen von derzeit
1000 Euro auf 15 000 Euro erhöht. Bis
zu dieser Höhe müssen Vergabestel-
len des Bundes bei Beachtung der
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit kein Vergabeverfah-
ren durchführen. Das Bundeswirt-
schaftsministerium rechnet mit einer
jährlichen Entlastungswirkung von
über 300 Millionen Euro für die Bun-
desverwaltung und die Wirtschaft.

Daneben hat das Wirtschaftsmi-
nisterium die krisenbedingt von 3000
Euro angehobenen Wertgrenzen für
Direktaufträge im Baubereich auf
5000 beziehungsweise 8000 Euro um
ein Jahr verlängert. (sta)

Kurz notiert

Interessierte könne das
EU-Vergaberecht bewerten

BRÜSSEL. Die EU-Kommission lädt
interessierte Parteien ein, die EU-
Richtlinien über die Vergabe öffentli-
cher Aufträge zu bewerten und hat
dazu eine öffentliche Konsultation
eingeleitet. Bis zum 7.März 2025 kön-
nen Rückmeldungen eingesendet
werden. Die Konsultation betrifft die
drei Vergaberichtlinien für klassische
öffentliche Auftraggeber Richtlinie
2014/24/EU, für Sektorenauftragge-
ber Richtlinie 2014/23/EU und für die
Vergabe von Konzessionen Richtlinie
2014/25/EU. (sta)

Eine Markterkundung hilft
gegen die Bieterflaute
Beschaffer können potenzielle Lieferanten aktiv und frühzeitig ansprechen

BERLIN. Immer weniger Bieter be-
werben sich um Aufträge der öffent-
lichenHand. In Deutschland sank die
durchschnittliche Anzahl der Ange-
bote über alle Branchen hinweg von
6,0 im Jahr 2011 auf 3,9 im Jahr 2021.

Gerade in Zeiten rückläufiger An-
gebote auf öffentliche Auftragsbe-
kanntmachungen kommt der Markt-
erkundung eine noch bedeutendere
Rolle zu, schreiben das Kompetenz-
zentrum innovative Beschaffung (KO-
INNO) und die Universität der Bun-
deswehr München in einem neuen
Leitfaden zu diesem Thema. „Markt-
erkundungen machen es möglich,
den Markt zu verstehen und poten-
zielle Lieferanten aktiv und frühzei-
tig anzusprechen“, heißt es darin.
Vergabestellen verschaffen sich so
einen Überblick über die am Markt
verfügbaren Produkte und Leistun-
gen, aber auch über Lieferzeiten, Ka-
pazitäten und Beschaffungsrisiken in
der Lieferkette.

Die Markterkundung ist wort-
gleich imParagraf 28Absatz 1derVer-
gabeverordnung (VgV) und im Para-

graf 20 UVgO verankert. Sie dient zur
Vorbereitung der Vergabe oder zur
Unterrichtung der Unternehmen
über die Beschaffungspläne. Fachab-
teilungen und Vergabestellen arbei-
ten gemeinsam daran, Informatio-
nen über den Markt zu generieren
und innerhalb der Organisation zu
verteilen und zu diskutieren. „Eine
Markterkundungmuss fair und trans-
parent durchgeführt werden“, erklä-
ren die Experten. „Die Ergebnisse
müssen dokumentiert und allen
Marktteilnehmern zu-
gänglich gemacht
werden – nicht nur
den direkt beteilig-
ten Unterneh-
men.“ Zur Erkun-
dung kann eine
Vielzahl an Quel-
len genutzt werden,

darunter das direkte Gespräch mit
den Lieferanten, Branchenberichte,
Netzwerke mit öffentlichen und pri-
vaten Partnern sowie Online-Plattfor-
men und Fachmessen.

Laut Universität der Bundeswehr
München und KOINNO werden
Markterkundungen hauptsächlich
dann durchgeführt, wenn es um den
Auftragswert und weniger um die
Leistungsbeschreibung geht. Auch
werde sie eingesetzt, wenn es um

komplexe Beschaffungsvorha-
ben gehe. Zum größten Teil fin-
de die Markterkundung „eher
passiv“ statt, also ohne Kon-
takte zu den Lieferanten
und damit zu potenziel-
len Bietern, so die Au-
toren. Öffentliche Auf-
traggeber würden vor-
rangig Internetrecherche
betreiben. (leja)

Gefragt ist Orientierung
auf dem Markt.
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MEHR ZUM THEMA
Den Leitfaden finden Sie unter:

https://ogy.de/neb9

Drei Verbände für
losweise Vergabe
Kritik an Plänen aus demWirtschaftsministerium

BERLIN. Drei Verbände stellen sich
hinter das Prinzip der losweisen Ver-
gabe. „Eine mittelstandsfeindliche
Vergabe betrifft nicht nur die fast
200 000 Architekten und Ingenieure,
sondern ebenso zahllose kleine und
mittlere Betriebe der Bauwirtschaft
und des Handwerks“, teilen der Zen-
tralverband Deutsches Baugewerbe
zusammen mit den Kammern von
Architekten (BAK) und Ingenieuren
(BIngK) mit. Auslöser ist das vom
Bundeskabinett am 27. November
verabschiedete Vergabetransforma-
tionspaket. Darin werde das Gebot
der mittelstandsgerechten Losverga-
be aufgeweicht, kritisieren die Part-
ner. Es sei „dieAbschaffungdieses seit
Jahrzehnten bewährten Grundsat-
zes“ zu befürchten.

Paragraf 97 Absatz 4 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen sieht bislang vor, dass mehrere
Teil- oder Fachlose nur dann zusam-
men vergeben werden dürfen, wenn
wirtschaftliche oder technischeGrün-
de dies erfordern. Das Wirtschaftsmi-
nisterium will nun „zeitliche Grün-

de“ einführen, um von einer Losver-
gabe absehen zu können. Auch die
Begründungstiefe für eine Gesamt-
vergabe wird gesenkt. Während bis-
her wirtschaftliche und technische
Gründe eine Gesamtvergabe „erfor-
dern“ müssen, soll es in der Zukunft
genügen, wenn diese gerechtfertigt
werden kann. Damit reicht es aus,
wenn der Auftraggeber willkürfrei
konkrete wirtschaftliche, technische
oder zeitliche Gründe benennen
kann, die einer Teil- oder Fachlosver-
gabe entgegenstehen.

„Öffentliche Auftraggeber wer-
den diese Änderung im Zweifel als
vollständige Freigabe der General-
oder Totalunternehmervergabe be-
greifen und hiervon bedingungslos
und umfangreich Gebrauch ma-
chen“, warnt Andrea Gebhard, Präsi-
dentin der Architektenkammer – zu-
lasten der kleinen Planungsbüros.
„Denn bei welchem öffentlichen Bau-
vorhaben werden sich keine zeitli-
chen Gründe finden lassen, um von
der Losvergabe abzuweichen?“, kriti-
siert Gebhard. (leja)
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